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UR.Nr. 2949 für 1998
Teilungserklärung

Verhandelt zu Düsseldorf, am 24. September 1998.

Vor mir,

Manfred NEU HOF
Notar mit dem Amtssitz in Düsseldorf

erschien, von Person bekannt:

Herr Marco Mayer, Kaufmann, geschäftsansässig Achenbachstra-
ße 23 in 40237 Düsseldorf, handelnd als alleinvertretungsbe-
rechtigter Vorstand der im Handelsregister des Amtsgerichts
Düsseldorf unter HR B 18 982 eingetragenen Gesellschaft
unter der Firma "Kempe Grundbesitz & Anlagen Aktiengesell-
schaft" mit dem Sitz in Düsseldorf (Geschäftsanschrift:
Achenbachstraße 23, 40237 Düsseldorf).

Der Notar bescheinigt hiermit aufgrund heutiger Einsichtnah-
me in das Handelsregister des Amtsgerichts Düsseldorf, daß
dort unter HR B 18982 die Gesellschaft unter der Firma
"Kempe Grundbesitz & Anlagen Aktiengesellschaft" mit dem
Sitz in Düsseldorf eingetragen steht und Herr Marco Mayer
als Vorstand zur alleinigen Vertretung der vorgenannten Ge-
sellschaft berechtigt ist. Herr Marco Mayer ist von den Be-
schränkungen des § 181 BGB befreit.

Der Erschienene erklärte, handelnd wie angegeben:

Ich gebe hiermit gemäß § 8 des Wohnungseigentumsgesetzes
(WEG) folgende T eil u n g s e r k 1 ä run gab:
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1.

Grundstück

1. Die durch mich vertretene Gesellschaft -nachstehend
"Grundstückseigentümer" genannt-, wird Eigentümer des im
Grundbuch des Amtsgerichts Mönchengladbach-Rheydt von
Odenkirchen Blatt 4026 verzeichneten Grundbesitzes der Ge-
markung Odenkirchen, Flur 81, Flurstück 30, Gebäude- und
Freifläche, Mülgaustraße 326, groß 632 qm.

•
2. Auf dem vorbezeichneten Grundbesitz befindet sich ein

Gebäude mit 16 Wohnungen und 3 Teileigentumseinheiten,
die verkauft werden sollen.

11.

Teilung, Sondernutzungsrechte

Der Grundstückseigentümer teilt das Eigentum an dem vorbe-
zeichneten Grundstück zu diesem Zweck gemäß § 8 WEG in Mitei-
gentumsanteile auf in der Weise, daß mit jedem Miteigentums-
anteil das Sondereigentum an bestimmten Räumen verbunden
ist.

I••• Wegen der Gestaltung des Gebäudes, insbesondere der Lage und
Größe der einzelnen Räume, wird verwiesen auf die als Anlage
111 zu dieser Urkunde genommenen Baupläne. Diese wurden den
Beteiligten zur Durchsicht vorgelegt und von ihnen geneh-
migt.

Wegen der Auf teilung des Gebäudes sowie die Lage und Größe
der im Sondereigentum und im gemeinschaftlichen Eigentum ste-
henden Gebäudeteile wird verwiesen auf die als Anlage beige-
fügten Baupläne sowie auf die vom Bauordnungsamt der Stadt
Mönchengladbach erteilte Bescheinigung vom 07.09.1998 wegen
der Abgeschlossenheit des Sondereigentums im Sinne des § 3
Abs. 2, Wohnungseigentumsgesetzes, die ebenfalls als Anlage
beigefügt ist.
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Im einzelnen erfolgt die Auf teilung gemäß der dieser Nieder-
schrift als Anlage II beigefügten Aufstellung.

Zu den wohnungen Nrn. 4 bis mit 19 gehört der jeweils numme-
rierte Kellerraum im Kellergeschoß.

Zu der Teileigentumseinheit Nr. 2 gehört der gleichnummerier-
te Kellerraum im Kellergeschoß.

Die im Aufteilungsplan nicht mit Nummern gekennzeichneten
Räume und Flächen bleiben gemeinschaftliches Eigentum aller
Wohnungs- bzw. Teileigentümer im Sinne des § 5 WEG.

Es werden folgende Sondernutzungsrechte vereinbart:

Der jeweilige Eigentümer der Teileigentumseinheit Nr. 1 er-
hält das alleinige Sondernutzungsrecht an dem im beiligenden
Lageplan mit SP 1 gekennzeichneten Stellplatz.

Der jeweilige Eigentümer der Teileigentumseinheit Nr. 2 er-
hält das alleinige Sondernutzungsrecht an dem im beiligenden
Lageplan mit SP 2 gekennzeichneten Stellplatz.

Der jeweilige Eigentümer der Teileigentumseinheit Nr. 3 er-
hält das alleinige Sondernutzungsrecht an dem im beiligenden
Lageplan mit SP 3 gekennzeichneten Stellplatz.

Der jeweilige Eigentümer der Teileigentumseinheit Nr. 3 er-
hält das alleinige Sondernutzungsrecht an der im beiliegen-
den Lageplan mit den Buchstaben A-B-C-D-A gekennzeichneten
Fläche.

Der jeweilige Eigentümer der Teileigentumseinheit Nr. 2 er-
hält das alleinige Sondernutzungsrecht an der im beiliegen-
den Lageplan mit den Buchstaben E-F-G-H-E gekennzeichneten
Fläche.
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II!.

Weitere Regelungen zur Teilung

Die Bestimmungen über Gegenstand und Inhalt des Sondereigen-
tums und des gemeinschaftlichen Eigentums, über das Verhält-
nis der Wohnungs- und Teileigentümer untereinander und über
die Verwaltung sind in der dieser Niederschrift als Anlage I
beigefügten Miteigentumsordnung enthalten.

IV.

Grundbucherklärungen

(1) Der Eigentümer bewilligt und beantragt in das Grundbuch
des eingangs genannten Grundbesitzes einzutragen:

a) die Begründung von wohnungs- bzw. Teileigentum gemäß
Abschnitt 11. dieser Urkunde,

b) die Bestimmungen der Miteigentumsordnung als Inhalt
des Sondereigentums.

c) Sondernutzungsrechte.

(2) Die Löschung, Pfandfreigabe und Rangänderung aller Bela-
stungen nach Maßgabe der Bewilligung der Berechtigten
wird beantragt und bewilligt, auch soweit Selbstberechti-
gung gegeben sein sollte.

(3) Alle Eintragungen sollen gemäß den Anträgen des Notars
erfolgen, der die Anträge dem Grundbuchamt auch geteilt
oder eingeschränkt zur Vollziehung einreichen und sie in
gleicher Weise wieder zurücknehmen kann.
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V.

Vollmacht

Der Grundstückseigentümer bevollmächtigt hiermit unter Be-
freiung von den Beschränkungen des § 181 BGB und von jegli-
cher Haftung
1. Frau Brigitte Hilscher, Bürovorsteherin,
2. Frau Petra Belz, Notargehilfin,
3. Herrn Guido Westphal, Notargehilfe,
alle dienstansässig bei dem amtierenden Notar,

und zwar jeden allein, alle Erklärungen abzugeben und Anträ-
ge zu stellen, die zum Vollzug dieser Urkunde im Grundbuch
erforderlich sind.

Die Vollmacht umfaßt auch das Recht, Erklärungen abzugeben,
die etwa zur Berichtigung und Ergänzung der in dieser Urkun-
de niedergelegten Bestimmungen noch erforderlich werden soll-
ten.

VI.
Schlußbestimmungen

(1) Sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieser Teilungser-
klärung unwirksam sein oder werden, so soll dadurch die
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt wer-
den.

An die Stelle der unwirksamen Bestimmungen sollen dieje-
nigen wirksamen und angemessenen Bestimmungen treten,
die dem mit der unwirksamen Bestimmung verfolgten Zweck
am nächsten kommen.

(2) Alle Genehmigungen werden den Beteiligten gegenüber un-
mittelbar wirksam mit ihrem Zugang bei dem Notar.
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(3) Die Kosten dieser Urkunde und ihres vollzugs trägt der
Eigentümer.

Diese Niederschrift nebst Anlage wurde dem Erschienenen in
Gegenwart des Notars vorgelesen, die als Anlage genommenen
Pläne zur Durchsicht vorgelegt und alles von dem Erschiene-
nen genehmigt und von ihm und dem Notar eigenhändig, wie
folgt, unterschrieben:

I
/

/
/
/

I
/

I~
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Anlage I zur Urkunde vom 24.09.1998 -UR.Nr. 2949 für 1998
des Notars Manfred Neuhof in Düsseldorf-

Mit e i gen t ums 0 r d nun g

Bestimmungen über das Verhältnis der Wohnungs- bzw. Teil-
eigentümer untereinander und über die Verwaltung

§ 1

Grundsatz

Das Verhältnis der wohnungs- bzw. Teileigentümer untereinan-
der bestimmt sich nach den Vorschriften der §§ 10 bis 29 des
WEG, soweit im folgenden nicht etwas anderes bestimmt ist.

§ 2
Gegenstand des Wohnungs- bzw. Teileigentums

(1) Gegenstand des Sondereigentums sind die in Abschnitt 11.
dieser Teilungserklärung bezeichneten Räume sowie die zu
diesen Räumen gehörenden Bestandteile des Gebäudes, die
verändert, beseitigt oder eingefügt werden können, ohne
daß dadurch das gemeinschafftliehe Eigentum oder ein auf
Sondereigentum beruhendes Recht eines anderen Wohnungs-
bzw. Teileigentümers über das nach § 14 WEG zulässige
Maß hinaus beeinträchtigt oder die äußere Gestaltung des
Gebäudes verändert wird.

In Ergänzung dieser Bestimmung wird festgelegt, daß zum
Sondereigentum gehören - soweit vorhanden

a. der Fußbodenbelag und der Deckenputz der im Sonderei-
gentum stehenden Räume,

b. die nichttragenden Zwischenwände,
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c. der Wandputz und die Wandverkleidung (Fliesen) sämtli-
cher zum Sondereigentum gehörenden Räume, auch soweit
die putztragenden Wände zum Gemeinschaftseigentum und
nicht zum Sondereigentum gehören,

d. die Innentüren, die Innenfenster, die Fensterbänke,
die Rolläden und Sonnenschutzjalousien,

e. sämtliche innerhalb der im Sondereigentum stehenden
Räume befindlichen Einrichtungen und Ausstattungsge-
genstände, wie zum Beispiel: Heizkörper (einschließ-
lich Verbrauchszähler), Durchlauferhitzer, Boiler,
Bade-, Wasch-, Toilette- und Kücheneinrichtungen und
alle sonstigen angeschlossenen Installations- und Aus-
stattungsgegenstände,

f. die Versorgungs leitungen für Strom und Gas von der Ab-
zweigung ab Zähler des einzelnen wohnungseigentums,

g. die Wasserleitungen (einschließlich Verbrauchs zähler
für Warmwasser) vom Anschluß an die gemeinsamen Stei-
gleitungen an, die Entwässerungsleitungen bis zum An-
schluß an die gemeinsamen Falleitungen,

h. die Vor- und Rücklaufleitungen zu den Heizkörpern der
Zentralheizungsanlage von der Anschlußstelle an die
gemeinsamen Steig- bzw. Falleitungen an, bei Fußboden-
heizung die unter dem Fußbodenbelag liegenden Heiz-
schlangen,

i. die Dachterrassen, Balkone bzw. Loggien mit Ausnahme
der Tragplatten, des Mauerwerkes, der Brüstungen, der
Feuchtigkeits- und Wärmeisolierschichten, der Trenn-
wände und des Außenanstrichs.

(2) Gegenstand des gemeinschaftlichen Eigentums sind der
Grund und Boden, die Räume und Gebäudeteile, die nicht
nach Absatz (1) zum Sondereigentum erklärt sind, sowie
das jeweils vorhandene Verwaltungs- und Vorratsvermögen.
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§ 3

Nutzung

(1) Der Wohnungs- bzw. Teileigentümer hat das Recht zur al-
leinigen Nutzung seines Sondereigentums sowie zur Mitbe-
nutzung der zum gemeinschaftlichen Gebrauch bestimmten
Räume, Anlagen und Einrichtungen des Gebäudes und der ge-
meinschaftlichen Grundstücksflächen, soweit sich nicht
Beschränkungen aus dem Gesetz oder dieser Erklärung erge-
ben.

Die jeweiligen Eigentümer der Sondernutzungsrechte haben
die Pflicht, sich um die Pflege ihrer Flächen zu küm-
mern.

(2) Zur Ausübung eines Gewerbes oder Berufes in der Wohnung
ist der Wohnungseigentümer nur mit Zustimmung des Verwal-
ters berechtigt. Die Räume im Erdgeschoß dürfen gastrono-
misch genutzt werden.

(3) Die Einwilligung darf nur aus einem wichtigen Grund ver-
weigert werden. Sie kann auch von der Erfüllung von Auf-
lagen abhängig gemacht werden. Als wichtiger Grund gilt
insbesondere, wenn die Ausübung des Gewerbes oder Beru-
fes eine unzumutbare Beeinträchtigung anderer Wohnungsei-
gentümer oder Hausbewohner mit sich bringt oder befürch-
ten läßt oder wenn sie den Wohncharakter des Hauses bee-
inträchtigt.

(4) Erteilt der Verwalter eine beantragte Einwilligung nach
Absatz (2) und (3) nicht oder nur unter Auflagen, oder
widerruft er eine widerruflich erteilte Einwilligung, so
kann der Wohnungseigentümer einen Mehrheitsbeschluß der
Wohnungseigentümer nach § 25 WEG herbeiführen.
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(5) Art und Weise der Ausübung der den Wohnungseigentümern
zustehenden Nutzungsrechte kann im übrigen durch eine
Hausordnung geregelt werden. Diese ist vorn Verwalter auf-
zustellen und von der Eigentümerversammlung mit einfa-
cher Mehrheit zu beschließen. Die Hausordnung kann durch
die Eigentümerversarnrnlung mit einer Mehrheit von 2/3 der
Stimmen geändert werden.

(6) Jeder Wohnungs- bzw. Teileigentümer ist verpflichtet,
alle Maßnahmen zu dulden, die zur Einrichtung einer Fern-
seh-, Rundfunk-, Fernsprech- oder Energieversorgungsanla-
ge zu Gunsten eines oder mehrerer Wohnungs- bzw. Teilei-
gentümer erforderlich sind. Ein hierdurch an seinem Son-
dereigentum entstehender Schaden ist zu ersetzen.

§ 4
Beschränkung bei der veräußerung und Vermietung

Zur gänzlichen oder teilweisen Veräußerung oder Vermietung
des Wohnungs- bzw. Teileigentums ist die Zustimmung des Ver-
walters nicht erforderlich.

§ 5

Bauliche Veränderungen, Schadenshaftung,
Instandsetzungspflichten

(1) a) Bauliche Veränderungen sind dem Wohnungs- bzw. Teilei-
gentümer an seinem Wohnungs- bzw. Teileigentum sowie
an dem ihm zur ausschließlichen Nutzung zugewiesenen
gemeinschaftlichen Eigentum gestattet, soweit dadurch
nicht das Sondereigentum anderer, das sonstige Gemein-
schaftseigentum oder die äußere Gestaltung des Gebäu-
des berührt wird.

b) Einseitige bauliche Veränderungen am gemeinschaftli-
chen Eigentum sind einern oder mehreren Wohnungs- bzw.
Teileigentümern nur auf eigene Kosten und mit Zustim-
mung des Verwalters gestattet.
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Bauliche Veränderungen oder Erneuerungen des gemein-
schaftlichen Eigentums, die über Maßnahmen der In-
standhaltung hinausgehen, insbesondere an der äußeren
Gestaltung einschließlich des Außenanstrichs können
mit 4/5 Mehrheit durch die Eigentümerversammlung be-
schlossen werden. Wird durch diese Maßnahme das Recht
eines anderen wohnungs- oder Teileigentümers oder
auch die Gemeinschaft als solche nicht beeinträch-
tigt, sind die nicht betroffenen Wohnungs- bzw. Teil-
eigentümer nicht stimmberechtigt. Sie sind von der
Nutzung ausgeschlossen, zur Kostentragung im Hinblick
auf diese Maßnahmen aber auch nicht verpflichtet.

c) Vorrichtungen, die der Werbung oder gewerblichen Zwek-
ken dienen, Aufschriften und Außenantennen dürfen an
den Teilen des Gebäudes, die Wohnzwecken dienen, nur
mit schriftlicher Zustimmung des Verwalters ange-
bracht oder aufgestellt werden.

d) Hat ein Wohnungseigentümer entgegen diesen Bestimmun-
gen Maßnahmen vorgenommen, so ist er auf Verlangen
des Verwalters verpflichtet, diese auf seine Kosten
zu beseitigen und den alten Zustand wieder herzustel-
len.

Entsprechendes gilt, wenn eine zulässigerweise vorge-
nommene Maßnahme von ihm wieder beseitigt wird.

(2) Die Wohnungs- bzw. Teileigentümer haften den anderen
Wohnungs- bzw. Teileigentümern für Schäden, die durch
schuldhafte Beschädigung oder unsachgemäße Behandlung
an deren Sondereigentum oder am gemeinschaftlichen Ei-
gentum entstehen. Das gleiche gilt, wenn der Schaden
durch Personen verursacht worden ist, die dem Haus-
stand angehören oder die für den Eigentümer tätig
sind oder denen der Eigentümer die Benutzung der lm
Sondereigentum stehenden Räume überlassen hat.

-------------- -----~
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(3) a) Jeder Wohnungs- bzw. Teileigentümer ist verpflich-
tet, die dem Sondereigentum unterliegenden Gebäude-
teile ordnungsgemäß instandzuhalten und instandzu-
setzen. Er ist insbesondere verpflichtet, Versor-
gungs- und Abflußleitungen sowie Heizungsanlagen
sachgemäß zu behandeln und auftretende Schäden un-
verzüglich zu beseitigen. Er hat auch Anlagen,
durch die die übrigen Bewohner des Hauses, das Son-
dereigentum Dritter oder das gemeinschaftliche Ei-
gentum gefährdet werden, unverzüglich zu beseiti-
gen und erforderlichenfalls durch vorläufige Maß-
nahmen unmittelbaren Gefahren abzuhelfen.

Die Instandhaltungs- und Instandsetzungspflicht
ist bei Terrassen, Loggien und Balkonen beschränkt
auf den Oberbelag.

Desweiteren hat er das ihm zur ausschließlichen
Nutzung zugewiesene Gemeinschaftseigentum zu erhal-
ten; mehrere Nutzungsberechtigte haften als Gesamt-
schuldner.

Die Vornahme reiner SChönheitsreparaturen inner-
halb der Wohnung, das heißt, das Tapezieren, An-
streichen oder Kalken der Wände und Decken, der In-
nenanstrich der Außenfenster und der Abschlußtü-
ren, das Streichen der übrigen Fenster und Türen,
der Fußböden und der Heizkörper steht im Ermessen
des Wohnungs- bzw. Teileigentümers.

Zur Sicherung der Erhaltung der Substanz sind je-
doch innerhalb eines Zeitraums von acht Jahren,
unter der Voraussetzung eines normalen Abnutzungs-
grades, die vorgenannten Arbeiten auszuführen.
Eine stärkere Abnutzung bedingt eine kürzere Reno-
vierungspflicht.
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b) Die Behebung von Glasschäden an Fenstern und
Türen, die sich im Bereich der dem Sondereigentum
bzw. dem Sondernutzungsrecht unterliegenden Räume
befinden, sowie kleinere Reparaturen bis zu einem
Jahresbetrag von DM 300,-- in diesem Bereich,
obliegen, auch wenn Gebäudeteile, an denen der
Schaden entstanden ist, zum gemeinschaftlichen Ei-
gentum gehören, ohne Rücksicht auf die Ursache des
Schadens dem Wohnungs- bzw. Teileigentümer.

c) Die Instandhaltung und Instandsetzung des gemein-
schaftlichen Eigentums, das keinem Wohnungs- bzw.
Teileigentümer zur ausschließlichen Nutzung zuge-
wiesen ist, sowie Arbeiten an der Außenseite des
Gebäudes, insbesondere an den Balkonen und Balkon-
türen, obliegen den Wohnungs- bzw. Teileigentümern
unabhängig von der Kostentragungspflicht eines Son-
dereigentümers gemeinschaftlich. Sie sind auf Ver-
anlassung des Verwalters durchzuführen.

d) Die Instandhaltung und Instandsetzung der Außenfen-
ster obliegen dem jeweiligen Wohnungs- bzw. Teilei-
gentümer.

§ 6
Anzeigepflicht des Wohnungs- bzw. Teileigentümers,

Besichtigungsrecht des Verwalters

(1) Der Wohnungs- bzw. Teileigentümer ist verpflichtet, von
ihm bemerkte Mängel und Schäden am Grundstück oder Gebäu-
de, deren Beseitigung den Wohnungs- bzw. Teileigentümern
gemeinschaftlich obliegt, dem Verwalter unverzüglich an-
zuzeigen.
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(2) Der Verwalter ist berechtigt, in zeitlichen Abständen
von einem Jahr nach vorheriger Anmeldung das Sondereigen-
tum sowie die dem Wohnuns- bzw. Teileigentümer zur Son-
dernutzung zugewiesenen Teile des Gemeinschaftseigentums
im Hinblick auf notwendige Instandhaltungs- und Instand-
setzungsarbeiten überprüfen zu lassen. Aus wichtigem
Grund ist die Überprüfung auch sonst zulässig.

§ 7
Wiederaufbau- und Wiederherstellungspflicht

(1) Wird das Gebäude ganz oder teilweise zerstört, so sind
die Wohnungs- bzw. Teileigentümer untereinander ver-
pflichtet, den vor Eintritt des Schadens bestehenden Zu-
stand wiederherzustellen.

Decken die Versicherungssumme und die sonstigen Forderun-
gen den vollen Wiederherstellungsaufwand nicht, so ist
jeder Wohnungs- bzw. Teileigentümer verpflichtet, den
nicht gedeckten Teil der Kosten in Höhe eines seinem Mit-
eigentumsanteil entsprechenden Bruchteils zu tragen.

(2) Jeder Wohnungs- bzw. Teileigentümer kann sich innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe der festgestellten Entschä-
digungsansprüche und der nach dem Aufbauplan ermittelten
Kosten des Wiederaufbaus oder der Wiederherstellung von
der Verpflichtung zur Beteiligung an dem Wiederaufbau
oder der Wiederherstellung durch Veräußerung seines Woh-
nungs- bzw. Teileigentums befreien. Er hat zu diesem
Zweck dem Verwalter eine notariell beurkundete Veräuße-
rungsvollmacht zu erteilen. Dabei ist der Verwalter zu
ermächtigen, das Wohnungs- bzw. Teileigentum freihändig
zu veräußern oder nach Maßgabe und in entsprechender An-
wendung der §§ 53 ff WEG versteigern zu lassen.
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3) Steht dem Wiederaufbau oder der Wiederherstellung ein un-
überwindliches Hindernis entgegen, so ist jeder Sondere i-
gentümer berechtigt, die Aufhebung der Gemeinschaft zu
verlangen. Der Anspruch auf Aufhebung ist ausgeschlos-
sen, wenn sich einer der anderen Sondereigentümer oder
ein Dritter bereit erklärt, das Sondereigentum des die
Aufhebung verlangenden Sondereigentümers zum Schätzwert
zu übernehmen und gegen die Übernahme durch ihn keine be-
gründeten Bedenken bestehen.

Der die Aufhebung verlangende Sondereigentümer ist ver-
pflichtet, sein Sondereigentum gegen Zahlung des Schätz-
wertes dem Übernehmer zu übertragen. Der Schätzwert wird
durch einen von der Industrie- und Handelskammer in Düs-
seldorf zu benennenden Sachverständigen ermittelt, falls
eine Einigung zwischen den Beteiligten nicht erreicht
wird. Die Kosten des Sachverständigentragen die Beteilig-
ten zu je 1/2 Anteil.

(4) Ist die Gemeinschaft gemäß Absatz (3) aufzuheben, so er-
folgt die Auseinandersetzung im Wege der freihändigen
Veräußerung oder der öffentlichen Versteigerung nach §

753 BGB und § 180 ZVG.

§ 8
Mehrheit von Berechtigten an einem

Sondereigentum

(1) Steht das Sondereigentum mehreren Personen gemein-
schaftlich zu, so sind diese Personen verpflichtet, auf
Verlangen des Verwalters einen mit öffentlich-beglaubig-
ter Vollmacht versehenen Bevollmächtigten als gemein-
schaftlichen Vertreter zu bestellen und dem Verwalter zu
benennen. Der Bevollmächtigte muß in der Vollmacht zumin-
destens ermächtigt sein, für die Vollmachtgeber:
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a) alle Erklärungen und Zustellungen, die im Zusammen-
hang mit ihrem Sondereigentum oder ihrer Eigentümer-
gemeinschaft stehen, abzugeben und entgegenzunehmen,

b) Untervollmacht zu erteilen,

c) das stimmrecht ln den jeweiligen Eigentümerversammlun-
gen auszuüben.

(2) Der Verwalter kann eine Erweiterung oder eine Ergänzung
der Vollmacht verlangen, wenn und soweit ihm dies im Ein-
zelfall erforderlich erscheint.

(3) Kommen die Sondereigentümer dieser Verpflichtung trotz
Aufforderung durch den Verwalter nicht nach, so ruhen
ihre Rechte innerhalb der Eigentümergemeinschaft.

(4) Bei einer Mehrheit von Berechtigten an einem Sondereigen-
tum haften alle gesamtschuldnerisch für die mit dem Son-
dereigentum verbundenen Verpflichtungen, ihre Erfüllung
und Verletzung mit der Maßgabe, daß Tatsachen, die auch
nur hinsichtlich eines der Gesamtschuldner vorliegen
oder eintreten, für und gegen jeden wirken. Eine Er-
klärung des Verwalters gilt bereits dann als allen Be-
rechtigten zugegangen, wenn sie einem von ihnen zugegan-
gen ist.

§ 9
Entziehung des Sondereigentums

(1) Hat sich ein Sondereigentümer einer so schweren Verlet-
zung der ihm gegenüber anderen Sondereigentümern oblie-
genden Verflichtungen schuldig gemacht, daß diesen die
Fortsetzung der Gemeinschaft nicht zugemutet werden
kann, so können die anderen Sondereigentümer von ihm die
Veräußerung seines Sondereigentums verlangen. Diese Vor-
aussetzungen liegen insbesondere vor, wenn
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a) der Sondereigentümer mit selner Verpflichtung zur La-
sten- und Kostentragung hinsichtlich eines Betrages
in Verzug ist, der die für einen Zeitraum für mehr
als sechs Monaten aufgrund dieser Miteigentumsordnung
zu leistenden Abschlagszahlungen übersteigt,

b) sich der Sondereigentümer oder eine Person, die sei-
nem Hausstand bzw. seinem Geschäftsbetriebangehört
einer so erheblichen Belästigung eines Sondereigentü-
mers oder eines Hausbewohners schuldig macht, daß
auch bei Berücksichtigung der dem Eigentümer durch
diese Gemeinschaftsordnung eingeräumten besonderen
Rechtsstellung den anderen Sondereigentümern die Fort-
setzung der Gemeinschaft nicht zugemutet werden kann;
das gleiche gilt, wenn der Sondereigentümer eine Per-
son, der er den Gebrauch der Räume überlassen hat,
bei derartigen Verstößen trotz Aufforderung des Ver-
walters nicht aus der Wohnung entfernt,

c) der Sondereigentümer oder eine Person, die seinem
Hausstand oder Geschäftsbetrieb angehört, die Räume
in anderer als der nach dieser Gemeinschaftsordnung
zulässigen Weise nutzt und diese vertragswidrige Nutz-
ung trotz Aufforderung des Verwalters nicht binnen an-
gemessener Frist aufgibt; das gleiche gilt bei derar-
tigen Verstößen einer Person, der der Sondereigentü-
mer den Gebrauch der Räume überlassen hat, wenn er
trotz Aufforderung des Verwalters diese nicht binnen
angemessener Frist zur Aufgabe der vertragswidrigen
Nutzung veranlaßt oder nicht aus den Räumen entfernt,

d) der Sondereigentümer die ihm obliegenden Instandhal-
tungs- und Instandsetzungspflichten in erheblichem Um-
fange verletzt und ihnen trotz Aufforderung des Ver-
walters nicht innerhalb einer angemessenen Frist nach-
kommt.

T
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(2) Steht das Sondereigentum mehreren Personen gemein-
schaftlich zu, so kann die Entziehung des Eigentums zu
Ungunsten sämtlicher Mitberechtigter verlangt werden, so-
fern auch nur in der Person eines Mitberechtigten die
Voraussetzungen für das Entziehungsverlangen begründet
sind.

(3) Über die Entziehung des Sondereigentums entscheidet die
Eigentümerversammlung sämtlicher Sondereigentümer mit
einer Mehrheit von mehr als der Hälfte der stimmbe-
rechtigten Sondereigentümer.

(4) Der Beschluß über die Entziehung ist dem betroffenen Son-
dereigentümer durch eingeschriebenen Brief mit Rücksch-
ein mitzuteilen, verbunden mit der Aufforderung bei Ver-
meidung der Klageerhebung:

a) innerhalb von sechs Monaten das Sondereigentum zu ver-
äußern,

b) innerhalb derselben Frist das Sondereigentum zu räu-
men und herauszugeben.

§ 10
Lasten und Kosten

(1) Jeder Sondereigentümer trägt die auf sein Sondereigentum
und die seiner Sondernutzung unterliegenden Teile des ge-
meinschaftlichen Eigentums entfallenden Kosten für In-
standhaltung, Instandsetzung, Schönheitsreparaturen und
laufende Pflege, unabhängig davon, ob diese von ihm oder
einem Dritten, der hierzu aufgrund der Teilungserklärung
ermächtigt ist, veranlaßt wurden. Ebenso trägt er die Ko-
sten für den Verbrauch von Energie (Strom, Gas) und Was-
ser allein, die in diesen Bereichen tatsächlich anfallen
und gesondert ermittelt werden.
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a. Verwaltungskosten, einschließlich der Kosten eines
eventuell bestellten Hausmeisters,

(2) Jeder Sondereigentümer ist verpflichtet, Beiträge zur
Deckung der laufenden Bewirtschaftungskosten zu leisten.
Die Bewirtschaftungskosten bestehen insbesondere aus:

b. Betriebskosten, wie zum Beispiel den laufenden öffent-
lichen Lasten des Grundstücks, den Kosten der Entwäs-
serung, der Straßenreinigung, der Müllabfuhr, der
Hausreinigung, der Außenanlagen, der Schornsteinrein-
igung, der Treppenhaus- und Außenbeleuchtung, der
Heizung des gemeinschaftlichen Eigentums, der Versi-
cherungen sowie sonstigen Betriebskosten, soweit sie
mit der Bewirtschaftung des Gebäudes und des Grund-
stücks zusammenhängen,

c. Kosten für die Instandhaltung und Instandsetzung, so-
weit diese den Sondereigentümern gemeinschaftlich
obliegen, einschließlich eines Betrages für die Bil-
dung einer angemessenen Instandsetzungsrücklage.

(3) a) Der auf den einzelnen Sondereigentümer entfallende An-
teil an den vorgenannten Bewirtschaftungskosten rich-
tet sich grundsätzlich nach seinem Miteigentumsan-
teil, soweit die Kosten nicht getrennt für jedes Woh-
nungs- bzw. Teileigentum ermittelt werden z.B. durch
Gebührenzähler für Wasser, Gas, Strom. Der Sonderei-
gentümer hat die entsprechenden Unterlagen dem Verwal-
ter auf dessen Verlangen zur Verfügung zu stellen.

b) Die Verwaltungskosten werden berechnet nach Miteigen-
tumsanteilen, lediglich die Verwaltergebühren werden
berechnet je Wohnungs- bzw. Teileigentum.
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Über elne Änderung des Verteilungs schlüssels für die
Lasten und Kosten entscheidet die Eigentümerversamm-
lung mit mehr als der Hälfte aller stimmberechtigten
Wohnungs- bzw. Teileigentümer. Eine Änderung des Ver-
teilungsschlüssels ist nur für zukünftige volle Wirt-
schaftsjahre zulässig.

c) Die Kanalbenutzungsgebühren und die Kosten der Entwäs-
serung werden entsprechend dem Wasserverbrauch ermit-
telt.

d) Die Sondereigentumsanlage wird zentral durch ein ver-
bundenes Heizungssystem versorgt. Die Betriebskosten
der zentralen Anlage werden gemäß der Verordnung über
die verbrauchs abhängige Abrechnung der Heiz- und Warm-
wasserkosten zu 50 % nach dem durch die jeweiligen
Meßeinrichtungen angezeigten Verbrauch auf die ange-
schlossenen Sondereigentümer umgelegt. Die restlichen
50 % werden zum Ausgleich für Wärmeverluste usw. nach
dem Verhältnis der Wohn- und Nutzflächen abgerechnet.

(4) Auf die laufenden Geldleistungen hat der Sondereigentü-
mer eine angemessene monatliche Abschlagszahlung zu lei-
sten (Hausgeld).

Die Höhe der Abschlagszahlungen wird vom Verwalter auf-
grund des von ihm zu erstellenden Wirtschaftsplanes fest-
gesetzt. Soweit sich nach der Abrechnung die Abschlags-
zahlungen als nicht ausreichend erweisen, ist der Sonder-
eigentümer zur unverzüglichen Nachzahlung verpflichtet;
soweit die Abrechnung einen Überschuß ausweist, ist die-
ser auf das nächste Geschäftsjahr anzurechnen.

Rückständiges Hausgeld ist mit 1 % pro Monat, für jeden
angefangenen Monat, zu verzinsen.
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(5) Falls Kosten nach gesonderten Meßeinrichtungen festge-
stellt werden können, sind sie den jeweiligen Sonderei-
gentümern nach dessen Verbrauchsanteilen zu belasten.

(6) Zum Zwecke der einheitlichen Hausgeldzahlung erteilt
jeder Miteigentümer dem Verwalter Abbuchungsermächtigung
für die Hausgeldzahlungen.

Für den Fall, daß ein Miteigentümer mit Hausgeldzahlun-
gen mehr als zwei Monate im Rückstand ist, bevollmäch-
tigt hiermit jeder Miteientümer den Verwalter, diesen
Rückstand durch gerichtliche Maßnahmen einzutreiben.

§ 11

Versicherungen

(1) Für das Sondereigentum und das gemeinschaftliche Eigen-
tum als Ganzes sind folgende Versicherungen durch den
Verwalter abzuschließen:

~

a) eine Versicherung gegen eine Inanspruchnahme hinsicht-
lich der gesetzlichen Haftpflicht der Gemeinschaft
der Sondereigentümer aus dem gemeinschaftlichen Ei-
gentum an dem Grundstück sowie eine entsprechende Ver-
sicherung des einzelnen Sondereigentümers - auch für
den Fall der vermietung des Sondereigentums - im Hin-
blick auf sein Sondereigentum, sofern der Sondereigen-
tümer nicht unverzüglich das Bestehen dieser Versiche-
rung nachweist,

b) eine Gewässerschadenversicherung (Ölschaden), sofern
auf auf dem Grundstück Heizöl gelagert wird,

c) eine Gebäudefeuerversicherung,

------~~~~~~~~~~~~~==~~===~
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d) eine Leitungswasserschadenversicherung, soweit mög-
lich,

e) eine Sturrnschadenversicherung.

Die Sachversicherungen zu c), d) und e) sind zum gleiten
den Neuwert und durch Zusatzversicherung bis zur Höhe
des Wiederherstellungsaufwandes, die Versicherungen zu
a) und b) in angemessener Höhe abzuschließen.

(2) Die Auswahl der Versicherungsgesellschaft obliegt dem
Verwalter.

(3) Die Eigentümerversammlung beschließt mit einfacher Mehr-
heit über den Abschluß zusätzlicher Versicherungen, ins-
besondere einer Glasbruchversicherung, einer Regress-Ver-
sicherung des Verwalters für Verrnögensschäden.

(4) Werden auf Wunsch eines Sondereigentümers Zusatzversi-
cherungen für von diesem vorgenommene Verbesserungen an
Gebäudeteilen, die in seinem Sondereigentum stehen, abge-
schlossen, gehen diese zulasten des betreffenden Sonder-
eigentümers.

~
§ 12

Eigentümerversammlung

(1) Angelegenheiten, über die nach dem Sondereigentumsgesetz
oder nach dem Inhalt dieser Teilungserklärung die Sonder-
eigentümer durch Beschluß entscheiden können, werden
durch Beschlußfassung in einer Versammlung der Sonderei-
gentümer geordnet.

Ohne Versammlung ist ein Beschluß gültig, wenn alle Son-
dereigentümer ihre Zustimmung zu diesem Beschluß schrift-
lich erklären.

~
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2) Der Verwalter hat wenigstens einmal im Jahr die Eigentü-
merversammlung einzuberufen. Darüber hinaus muß der Ver-
walter die Eigentümerversammlung dann einberufen, wenn
Sondereigentümer, die wenigstens 1/4 aller vorhandenen
Stimmen vertreten, oder ein vorhandener Ver-
waltungsbeirat die Einberufung unter Angabe des Gegen-
standes verlangen.

Versagt oder widerruft der Verwalter eine nach dieser
Teilungserklärung oder dem Gesetz erforderliche Zustim-
mung oder erteilt er eine solche nur unter Auflagen, so
kann der betroffene Sondereigentümer hiergegen die Ei-
gentümerversammlung anrufen; zu diesem Zweck hat der Ver-
walter auf Verlangen des Betroffenen ebenfalls eine Ei-
gentümerversammlung einzuberufen.

(3) Die Einberufung erfolgt schriftlich unter Bezeichnung
der Gegenstände der zu fassenden Beschlüsse an die An-
schrift, die dem Verwalter von dem Sondereigentümer zu-
letzt mitgeteilt worden ist. Die Frist der Einberufung
soll, sofern nicht ein Fall besonderer Dringlichkeit vor-
liegt, mindestens vierzehn Tage betragen.

(4) Jede ordnungsgemäß eingeladene Eigentümerversammlung ist
beschlußfähig; § 25 Abs. 3 WEG wird abbedungen. Hierauf
ist in der Einladung besonders hinzuweisen.

(5) Zu Beginn der Eigentümerversammlung ist vom Verwalter
die ordnungsgemäße Einberufung und die Beschlußfähigkeit
festzustellen. Beschlüsse bedürfen zu ihrer Wirksamkeit
der einfachen Mehrheit der anwesenden oder vertretenen
Stimmen, soweit nicht diese Teilungserklärung oder das
Gesetz eine andere Mehrheit bzw. die qualifizierte Mehr-
heit aller Stimmberechtigten vorschreiben. Bei Stimmen-
thaltungen werden die nicht abgegebenen Stimmen nicht
mitgezählt.
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Das Stimmrecht bemißt sich nach den Miteigentumsantei-
len.

(6) Über die in der Versammlung ge faßten Beschlüsse ist eine
Niederschrift gemäß den Bestimmungen des Sondereigentums-
gesetzes aufzunehmen.

§ 13
Wirtschaftsplan und Rechnungslegung

, (1) Der Verwalter hat einen Wirtschaftsplan aufzustellen.
Der Wirtschaftsplan hat zu enthalten:

a) die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben der Ver-
waltung des gemeinschaftlichen Eigentums der allgem-
einen oder einer kleinen Eigentümergemeinschaft - ge-
trennt nach diesen Gruppen-,

b) die von den Sondereigentümern für die einzelnen Ge-
meinschaften zu leistenden Vorschüsse,

c) den von jedem Sondereigentümer gemäß dieser Tei-
lungserklärung den Instandhaltungs- und In-
standsetzungsrückstellungen zuzuführenden Betrag.

Der Verwalter bestimmt Beginn und Ende des Wirt-
schaftsjahres.

(2) Der Wirtschaftsplan wird vom Verwalter im voraus erst-
ellt und von der Eigentümerversammlung beschlossen. Er
ist für sämtliche Sondereigentümer und den Verwalter ver-
bindlich.
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(3) Der Verwalter ist verpflichtet, nach Schluß eines jeden
Wirtschaftsjahres über die Durchführung des Wirtschafts-
planes Rechnung zu legen. Er hat ferner jedem Sonderei-
gentümer eine Abrechnung über die von ihm zu zahlenden
Beträge und über die geleisteten Vorschüsse vorzulegen.

Die Abrechnungen gelten als genehmigt, wenn nicht binnen
vier Wochen nach Bekanntgabe schriftlich Einspruch erho-
ben wird.

(4) Der verwaltungsbeirat hat die Unterlagen für den Wirt-
schaftsplan und die Rechnungslegung des Verwalters einzu-
sehen und zu prüfen. Er legt den vorn Verwalter aufge-
stellten und vorn Verwaltungsbeirat gebilligten Wirt-
schaftsplan der Eigentümerversarnrnlung zur Beschlußfas-
sung vor.

(5) Die Eigentümerversarnrnlung kann beschließen, daß die Ab-
rechnung über den Wirtschaftsplan regelmäßig oder in be-
stimmten zeiträumen durch einen vereidigten Buchsachver-
ständigen geprüft wird. Den Sachverständigen bestimmt
der Verwaltungsbeirat. Das Ergebnis der Prüfung hat der
Beirat der Eigentümerversarnrnlung mitzuteilen. Die Kosten
der Prüfung gehen zulasten der Sondereigentümer im Ver-
hältnis der Miteigentumsquoten.

§ 14
Verwalter

(1) Die Sondereigentümer beschließen mit Stimmenmehrheit
über die Bestellung eines Verwalters. Die Verwalterbe-
stellung gilt auf die Dauer von fünf Jahren, sofern die
Eigentümerversarnrnlung nicht eine kürzere Amtsdauer be-
stimmt.
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_I Beim Vorliegen eines wichtigen Grundes, kannen die Son-
dereigentümer die Abberufung des Verwalters beschlies-
sen.

3) Zum ersten Verwalter wird bestellt:

Firma Heidkamp Immobilien, Sieferhof 16 in 51429 Berg-
isch Gladbach.

Die Bestellung gilt für die Zeit ab dem 01.01.1999 bis
zum 31.12.2003.

(3) Jeder Sondereigentümer hat im Falle der gänzlichen oder
teilweisen Veräußerung seines Sondereigentums den Erwer-
ber zum Eintritt in den mit dem jeweiligen Verwalter ge-
schlossenen Vertrag zu verpflichten.

(4) In Erweiterung der gesetzlichen Befugnisse hat der Ver-
walter folgende Rechte:

a) mit Wirkung für und gegen die Sondereigentümer im Rah-
men seiner Verwaltungsaufgaben Verträge abzuschließen
und sonstige Rechtsgeschäfte vorzunehmen;

b) die von den Sondereigentümern gemäß der Teilungser-
klärung zu entrichtenden Beträge einzuziehen und
diese gegenüber einem säumigen Sondereigentümer na-
mens der übrigen Sondereigentümer gerichtlich geltend
zu machen.

§ 15

Verwaltungsbeirat

Die Sondereigentümer kannen mit Stimmenmehrheit einen Ver-
waltungsbeirat, dessen Aufgaben sich aus § 29 WEG ergeben,
wählen.
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Der Verwaltungsbeirat besteht aus drei Sondereigentümern ein-
schließlich des von den Sondereigentümern mit Stimmen-
mehrheit zu bestimmenden Vorsitzenden.

Der Verwaltungsbeirat ist zur Einsichtnahme ln alle Bücher
und Schriften des Verwalters berechtigt.

Als Anlage I genommen zur Urkunde des Notars Manfred Neuhof
in Düsseldorf -UR.Nr. 2~~ifür 1998-.

Düsseldorf, den 24. September 1998
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.!...=.lage 11 zur Urkunde vom 24.09.1998 -UR.Nr.2Q4Q für 1998
ies Notars Manfred Neuhof in Düsseldorf-

lfd.Nr. Lage Miteigen-
tumsanteil
in
1.000stel

TE 1 ]].

TE 2 .aQ

TE 3 .2.2.

WE 4 21
WE 5 50
WE 6 .2Q

WE 7 49
WE 8 21
WE 9 50
WE 10 .2Q

WE 11 ±2.
WE 12 21
WE 13 50
WE 14 .2Q

WE 15 ±2.
WE 16 44
WE 17 ±2.
WE 18 TI
WE 19 ±l
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.-...,.....;;,.._-:..;..E Mönchengladbach

Als Anlage zur Urkunde Nr.»«118 qq
des Notars Neuhof in Düsseldorf
vom heutigen Tage genommen.

Düssetdorf, den 2 4. Sep. 1998

-.-: 53/2-B-000.332

Bescheinigung

fiff1 StadtW Mönchengladbach
Der Oberstadtdirektor

Bauordnungsamt
Rathaus Rheydt

aufgrund des §7 Abs. 4 Nr. 2/ §32 Abs. 2 Nr. 2 des Wohnungseigentumsgesetzes vom 15.03.1951,
Bundesgesetzblatt I S. 175, geändert durch Gesetz vom 30.07.1973, Bundesgesetzblatt I S. 910.

Die in den beiliegenden Aufteilungsplänen mit den Ziffern 4 bis 19 bezeichneten Wohnungen sowie die
mit den gleichen Ziffern bezeichneten, nicht zu Wohnzwecken dienenden Räume und die mit den Ziffern
1bis 3 bezeichneten Gewerblich genutzten Räume mit dem Kellerraum Nr. 2, in dem bestehenden
Gebäude auf dem Grundstück

in Mönchengladbach, MÜlgaustraße 326

katastermäßige Bezeichnung
Grundbuchblattnummer I Gemarl<ung

Odenkirchen I Flur

8104026

sind in sich abgeschlossen.

I Flurstück

30

Sie entsprechen daher den Erfordernissen des § 3 Abs. 2 I § 32 Abs. 1 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes (WEG).

Eine baurechtliche Genehmigung wird hierdurch nicht erteilt. Sie ist, sofern sie noch nicht vorliegt, bei der
Bauaufsichtsbehörde gesondert zu beantragen.

Konten der Stadtkasse Mönchengladbach:
Stadtsparkasse Mönchengladbach
(BLZ 310 500 00) Konto-Nr. eecoi
und bei anderen Banken am Ort

Postbank Essen
(BLZ seo 100 43) Konto-Nr.l071 439
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